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An den 

Vorsitzenden des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie 

Herrn Dr. Robin Korte MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

            

Per E-Mail: anhoerung@landtag.nrw.de  
(„A18 – Landesplanungsgesetz – 15.11.2024“) 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes  

Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP, 

Drucksache 18/10884 

 

Schriftliche Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 

und Energie 

 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Korte,  

 

für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem im Betreff genannten Gesetzent-

wurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP danke ich Ihnen. Ich darf 

darauf hinweisen, dass die folgende Stellungnahme keine vertiefende Prüfung 

der Rechtslage darstellt und etwaige offene Rechtsfragen nur zum Teil anreißt 

bzw. sich auf das Wesentliche konzentriert. 

 

1. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass der erst jüngst in Kraft getretene § 36 Abs. 3 

LPlG NRW aufgehoben wird und die bisherigen Absätze 4 bis 7 zu den Absät-

zen 3 bis 6 werden. Hintergrund dieses Gesetzentwurfs ist eine Entscheidung 
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des 22. Senats des Oberverwaltungsgerichts Münster vom 26.09.2024 – 22 B 727/24.AK 

– in einem Eilverfahren, in dem sich der 22. Senat des Oberverwaltungsgerichts Münster 

in Form eines „obiter dictums“ zur Verfassungsmäßigkeit des § 36 Abs. 3 LPlG NRW ge-

äußert hat. Nach Auffassung des 22. Senats des Oberverwaltungsgerichts Münster ver-

stoße § 36 Abs. 3 LPlG NRW gegen § 73 BImSchG und sei daher nach der Kollisionsregel 

des Art. 31 GG („Bundesrecht bricht Landesrecht“) nichtig.  

 

Mir ist bewusst, dass das Oberverwaltungsgericht Münster nicht befugt ist, über die Ver-

fassungsmäßigkeit des § 36 Abs. 3 LPlG NRW zu entscheiden, sondern dafür allein das 

Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 GG zuständig ist. Ich teile jedoch die Auf-

fassung des 22. Senats des Oberverwaltungsgerichts Münster und verweise hierzu auf 

meine Stellungnahme vom 25.04.2024 im Rahmen der Anhörung des Ausschusses für 

Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie zum Gesetzentwurf der Landesregierung, 

Viertes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes, in der auch ich davon ausge-

gangen bin, dass die Norm verfassungswidrig ist. Unabhängig davon, ob sich die Nichtig-

keit bzw. Verfassungswidrigkeit des § 36 LPlG NRW aus Art. 31 GG ergibt oder die Rege-

lung an der fehlenden (Gesetzgebungs-)Kompetenz scheitert, erweist sich die Norm als 

verfassungswidrig und damit nichtig. Zutreffend stellt das Oberverwaltungsgericht Münster 

nämlich darauf ab, dass es sich bei § 36 Abs. 3 LPlG NRW um eine verfahrensrechtliche 

Vorschrift handelt, die gegen § 73 BImSchG verstößt. 

 

Angemerkt sei zudem, wie auch das Oberverwaltungsgericht Münster zutreffend darstellt, 

dass die Ausführungen des Oberverwaltungsgerichts Schleswig-Holstein (Urteil vom 

26.02.2020 – 5 LB 6/19 –, juris) zu einer § 36 Abs. 3 LPlG NRW vergleichbaren Regelung 

in Schleswig-Holstein nicht zutreffend sind, insbesondere da das Oberverwaltungsgericht 

Schleswig-Holstein von einem fehlerhaften Verständnis des § 73 BImSchG bzw. des Art. 

84 Abs. 1 Satz 5 GG ausgeht bzw. Anforderungen aufstellt, die die vorgenannten Vor-

schriften nicht verlangen. 

 

Nach Auffassung des Unterzeichners erweist sich die Norm des § 36 Abs. 3 LPlG NRW 

daher als offensichtlich verfassungswidrig, sodass sie aus Rechtssicherheitsgründen ent-

sprechend dem Gesetzentwurf aufgehoben werden sollte.  

 

2.  

Im Übrigen belegen die weiteren Erwägungen des 22. Senats des Oberverwaltungsge-

richts Münster, dass die Regelung in § 36 Abs. 3 LPlG NRW nicht praxistauglich ist. Dabei 
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wird nicht übersehen, dass das Oberverwaltungsgericht Münster ausdrücklich klarstellt, 

dass es Fälle geben kann, die ein wesentliches Erschweren des gesetzlich vorgesehenen 

Planungsprozesses bedeuten. Das Oberverwaltungsgericht Münster betont jedoch, dass 

dies nur im Einzelfall der Fall sein kann, da es für ein wesentliches Erschweren „regelmä-

ßig“ nicht ausreicht, dass der fragliche Vorhabenstandort nicht den Kriterien der Regional-

planung entspricht.  

 

Ergänzend sei betont, dass das Oberverwaltungsgericht Münster überzeugend ausführt, 

dass der wiederholt vorgeschobene gesetzgeberische Zweck des § 36 Abs. 3 LPlG NRW, 

als effektives Instrument auf Regionalplanungsebene erhebliche Schwierigkeiten bei der 

Identifikation und Abwägung der Windenergiegebiete zu sichern, weil sich die Beurtei-

lungsgrundlagen durch neue Vorhabenzulassungen parallel zum Planaufstellungsverfah-

ren fortlaufend ändern würden, nicht trägt. Neben den bereits vom Oberverwaltungsge-

richt Münster angeführten überzeugenden und zutreffenden Argumenten beschränke ich 

mich hierbei auf die Berücksichtigung von Bestandsschutzinteressen bei der Neuaufstel-

lung von Regionalplänen. Die Praxis der Träger der Regionalplanung belegt, dass Festle-

gungen durchaus in zahlreichen Fällen von bestehenden, auch genehmigten Nutzungen 

abweichen können. Dies beruht auch auf dem Umstand, dass das Oberverwaltungsgericht 

Münster im Rahmen der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange auf Regional-

planebene verlangt, dass das Abwägungsmaterial aufgrund der weiträumigen Sichtweise 

der übergeordneten Planung und ihrem Rahmencharakter sowie der sich daraus ergeben-

den Befugnis des Planungsträgers zur Typisierung nicht so kleinteilig zusammengestellt 

werden muss wie auf den nachgeordneten Planungsebenen. Das bedeutet, dass das we-

sentliche Erschweren i.S.v. § 36 Abs. 3 LPlG NRW auch deshalb nicht bestehen kann, da 

der Planungsträger – insbesondere bei Einzelanlagen – befugt ist, zu typisieren und einer 

etwaigen genehmigten Nutzung bzw. Anlage keinen (zwingenden) Vorrang gegenüber den 

vorgesehenen Festlegungen zu gewähren hat.  

 

Unter Berücksichtigung des Umstands, dass in der Regel kein wesentliches Erschweren 

gegeben ist, stellt sich insoweit die Frage, ob die Regelung in § 36 Abs. 3 LPlG verfas-

sungsrechtlich gerechtfertigt ist und insbesondere dem aus dem Rechtsstaatsgebot des 

Art. 20 Abs. 3 GG folgenden Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügt. Denn es bestehen 

erhebliche Zweifel an der Geeignetheit der Regelung unter Berücksichtigung des gesetz-

geberisch verfolgten Zwecks, der sich den Gesetzgebungsmaterialien entnehmen lässt.  

 

t) 



Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbB 

04.12.2024 | Seite 4 von 5 

 

 

 

In diesem Kontext ist dann auch die Aussage der Bundesregierung (vgl. BR-Drs. 396/24 – 

Beschluss) von Bedeutung, nach der die Bundesregierung auch vor dem Hintergrund der 

o.g. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Münster keinen Bedarf für bundesrecht-

liche Regelungen zu Sicherungsinstrumenten erkennt, um die Zulassung von Windener-

gieanlagen außerhalb von (zukünftigen) Windenergiegebieten im Übergangszeitraum zu 

vermeiden. Dies bekräftigt die fehlende Geeignetheit des § 36 Abs. 3 LPlG, sodass die 

Vorschrift auch aus diesem Grund entsprechend dem Gesetzentwurf aufgehoben werden 

sollte. 

 

 

3. 

Abschließend verweise ich auf die weiteren, in meiner Stellungnahme vom 25.04.2024 ge-

äußerten Bedenken gegen § 36 Abs. 3 LPlG NRW. 

 

Dort habe ich u.a. auch darauf hingewiesen, dass im rechtswissenschaftlichen Schrifttum 

zu § 36 Abs. 2 LPlG NRW a.F. die zutreffende Auffassung vertreten wird, dass es sich um 

eine bauverfahrensrechtliche Vorschrift handelt. Auch der 22. Senat des Oberverwal-

tungsgerichts Münster teilt diese Auffassung und stellt klar, dass im Anwendungsbereich 

des § 12 ROG und des § 15 Abs. 1 bzw. Abs. 3 BauGB ebenfalls anerkannt ist, dass es 

sich dabei um (bau-)verfahrensrechtliche Regelungen handelt. Dies begegnet mit Blick auf 

§ 73 BImSchG jedoch keinen Bedenken, da die Normen solche des Bundesrechts sind.  

 

Anders zu bewerten ist hingegen die Frage, ob unter Beachtung des § 73 BImSchG, des 

Art. 84 Abs. 1 Satz 5 und Art. 31 GG die landesrechtliche Vorschrift des § 36 Abs. 2 LPlG 

NRW in der Neufassung den verfassungsrechtlichen Anforderungen genügt. Denn mit der 

Neufassung des § 36 Abs. 2 LPLG NRW wurde das Wort „Baugenehmigungsbehörde“ 

durch die Wörter „zuständige Genehmigungsbehörde“ ersetzt. Hintergrund dieser Geset-

zesänderung war ausweislich der Gesetzesbegründung die Möglichkeit, auch Immissions-

schutzbehörden anweisen zu können.  

 

Damit dürfte es sich bei § 36 Abs. 2 LPlG NRW nach wie vor um eine verfahrensrechtliche 

Regelung handeln, die sich nunmehr auch auf die nach dem BImSchG zuständigen Immis-

sionsschutzbehörden erstreckt. Da insoweit die identischen, bereits oben dargestellten 

Anforderungen gelten, dürfte auch § 36 Abs. 2 LPlG NRW verfassungswidrig sein.  
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Es wird daher angeregt, auch die Verfassungsmäßigkeit des § 36 Abs. 2 LPlG NRW noch 

einmal zu prüfen bzw. zu prüfen, ob die Aufhebung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW auf § 36 

Abs. 2 LPlG NRW insoweit erstreckt wird, als die Wörter „zuständige Genehmigungsbe-

hörde“ wieder durch das Wort „Baugenehmigungsbehörde“ ersetzt werden.  

 

4. Zusammenfassung 

Zusammengefasst wird die Aufhebung des § 36 Abs. 3 LPlG NRW, der nach der überzeu-

genden Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Münster ohnehin nur in absoluten 

Ausnahmefällen Anwendung finden wird, zu mehr Rechtssicherheit beitragen. In der Praxis 

zeigt sich zudem, dass einige Bezirksregierungen bereits Abstand von den Anweisungs-

möglichkeiten des § 36 Abs. 3 LPlG NRW genommen haben. Die Aufhebung des § 36 

Abs. 3 LPlG NRW wird daher die ohnehin bereits teilweise stattfindende Verwaltungspraxis 

lediglich rechtssicher nachzeichnen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. Sebastian Wies, LL.B.  

Rechtsanwalt 
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